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Drudtsadie 3541 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem 

Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts 
(Beamtenrechtsrahmengesetz - BRRG) 

- Drucksachen 1549, zu 1549, 3363, 3447 - 


Berichterstatter: 

Minister Bedier 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 204. Sitzung am 11. April 
1957 beschlossene Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beamten- 
rechts (Beamtenrechtsrahmengesetz — BRRG) — Drucksachen 
1549, zu 1549, 3363 — wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Nr. 1, 21, 22 und 23, über die Nr. 2 und 3, über die Nr. 4, 
14, 16 und 20, über die Nr. 11 und 12 sowie über die Nr. 17 
Buchstabe a und Nr. 18 jeweils gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 23. Mai 1957 

Der Vermittlungsaussdiuß 
Kiesinger Becher 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, 
RheinaUee 20, Telefon 3561 



Anlage 


Änderungen 

des Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts 
(Beamtenrechtsrahmengesetz - BRRG) 


1. § 1 Satz 2 

§ 1 Satz 2 erhält folgende Fassung; 

„Die Länder sind verpflichtet, ihr Beamten- 
recht innerhalb von drei Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nach diesen 
Vorschriften unter Berücksichtigung der her- 
gebrachten Grundsätze des Berufsbeamten- 
tums und der gemeinsamen Interessen von 
Bund und Ländern zu regeln." 

2. § 5 

§ 5 wird gestrichen. 

3. § 8 

§ 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

Ernennungen sind nach Eignung, Befähi- 
gung und fachlicher Leistung ohne Rück- 
sicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, 
Glauben, religiöse oder politische Anschau- 
ungen, Herkunft oder Beziehungen vorzu- 
nehmen." 

4. § 26 

§ 26 erhält folgende Fassung: 

4 26 

Die Altersgrenze der Beamten ist durch 
Gesetz zu bestimmen. Der Beamte auf Le- 
benszeit tritt nach Erreichen der Alters- 
grenze in den Ruhestand. Der Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand ist gesetzlich zu 
regeln." 

5. § 40 Abs. 5 

§ 40 Abs. 5 wird gestrichen. 


6. § 42 Abs. 2 

§ 42 Abs. 2 wird gestrichen. 

7. § 43 Abs. 1 Satz 2 

§ 43 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

8. § 45 Abs. 2 

§ 45 Abs. 2 wird gestrichen. 

9. § 57 Satz 1 

In § 57 Satz 1 wird der 2. Halbsatz gestrichen. 

10. § 59 

§ 59 erhält folgende Fassung: 

4 59 

Bei der Vorbereitung gesetzlicher Rege- 
lungen der beamtenrechtlichen Verhältnisse 
durch die obersten Landesbehörden sind die 
Spitzenorganisationen der zuständigen Ge- 
werkschaften und Berufsverbände zu betei- 
ligen." 

11. § 62 Abs. 1 

§ 62 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Im Bereich eines jeden Landes ist 
eine unabhängige, an Weisungen nicht ge- 
bundene Stelle gesetzlich zu bestimmen. Sie 
hat in den in diesem Gesetz vorgesehenen 
Fällen Ausnahmen zuzulassen und die Be- 
fähigung von anderen Bewerbern (§ 17) 
festzustellen." 

12. § 63 Abs. 3 

§ 63 Abs. 3 wird gestrichen. 



13. § 75 Abs. 2 Satz 2 (neu) 

Dem § 75 Abs. 2 wird folgender neuer 
Satz 2 angefügt: 

„Entsprechendes gilt hinsichtlich des Unter- 
haltsbeitrags für uneheliche Kinder.“ 

14. § 102 

§ 102 wird gestrichen. 

15. § 103 Abs. 2 

In § 103 Abs. 2 werden die Worte „mit sei- 
nem Einverständnis“ gestrichen. 

16. § 105 

a) In § 105 Abs. 1 wird das Zitat „(§ 102)“ 
gestrichen und werden an seiner Stelle 
folgende Worte eingefügt: 

„zu einem früheren als dem für Beamte 
allgemein bestimmten Zeitpunkt“; 

b) § 105 Abs. 2 wird gestrichen. 

17. § 111 Abs. 1 

a) § 111 Abs. 1 erhält eingangs folgende 
Fassung: 

„(1) Die außerplanmäßigen Professo- 
ren, die als solche zu Beamten auf Wider- 
ruf ernannt sind und in ihrer Eigenschaft 
als Privatdozenten Dienstbezüge erhal- 
ten, können, sofern “; 

b) in § 111 Abs. 1 Satz 2 wird nach Erset- 
zen des Punktes durch ein Semikolon 
folgender Halbsatz angefügt: 

„die allgemeinen Bestimmungen über die 
Abordnung und die Versetzung sind in 
diesem Falle anwendbar.“ 

18. § 112 

§112 erhält eingangs folgende Fassung: 

„Auf Privatdozenten, die als solche zu Be- 
amten auf Widerruf ernannt sind und in 
ihrer Eigenschaft als Privatdozenten Dienst- 
bezüge erhalten, finden “. 

19. § 115 a (neu) 

Nach § 115 wird folgender neuer § 115 a ein- 
gefügt: 

4 fl5a 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, 
daß die Vorschriften dieses Gesetzes über die 


Laufbahnen, die Probezeit, die Abordnung, 
die Versetzung und die Arbeitszeit auch auf 
Lehrer an anderen als wissenschaftlichen 
Hochschulen ganz oder teilweise keine An- 
wendung finden. 

(2) Für Dozenten an diesen Hochschulen, 
die als solche zu Beamten auf Widerruf er- 
nannt sind, kann gesetzlich eine dem § 112 
Satz 1 entsprechende Regelung getroffen 
werden. 

(3) Für Assistenten an diesen Hochschulen, 
die als solche zu Beamten auf Widerruf er- 
nannt sind, kann gesetzlich eine den §§ 113, 
114 Abs. 2 entsprechende Regelung getrof- 
fen werden. 

(4) Die Hochschulen im Sinne des Absat- 
zes 1 bestimmt das Landesrecht.“ 

20 . § 120 

§120 wird gestrichen. 

21 , § 122 

§122 erhält folgende Fassung: 

4 122 

Die Rechtsverhältnisse der Ruhestands- 
beamten, Witwen, Waisen und sonstigen 
Versorgungsempfänger, bei denen der Ver- 
sorgungsfall bis zu der auf Grund des Kapi- 
tels I dieses Gesetzes ergehenden landesrecht- 
lichen Regelung eingetreten ist, regeln die 
Länder mit der Maßgabe, daß der Ruhe- 
gehaltsatz von fünfundsiebzig vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht 
überschritten werden darf.“ 

22. § 123 

§123 wird gestrichen. 

23. § 141 

In § 141 werden die Worte „längstens bis 
zu dem in § 123 genannten Zeitpunkt,“ ge- 
stridien. 

24. § 145 Abs. 1 

§145 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 
1957 in Kraft.“ 



